
Stand: 1. Dezember 2025 

 
 
 

Seite 1 | 3 

 

Stellungnahme von textil+mode zum Referentenentwurf  
des Verpackungsrecht-Durchführungsgesetzes 
(VerpackDG) 
 
 
textil+mode bewertet den vorliegenden Referentenentwurf des Verpackungsrecht-
Durchführungsgesetzes als erhebliche Belastung für Hersteller und Marktteilnehmer in 
Deutschland. Der Entwurf führt zu einem deutlichen Ausbau nationaler Pflichten, Strukturen 
und Kosten, die weit über das hinausgehen, was die EU-Verpackungsverordnung (EU) 
2025/40 vorsieht. Damit unterläuft er die angestrebte Harmonisierung des Binnenmarkts, 
belastet insbesondere kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und schafft zugleich massive 
Rechts- und Vollzugslücken gegenüber Herstellern aus Drittstaaten. 
 
 
Überbordende Kosten und unverhältnismäßige Bürokratie 
 
Der Entwurf verursacht nach Regierungsangaben zusätzliche Kosten von rund 90 Mio. € 
jährlich – für Prüfpflichten, Gutachten, Registrierungsprozesse, Zulassungen, 
Sicherheitsleistungen sowie die Finanzierung neuer Verwaltungs- und Aufsichtsstrukturen. 
 
Bereits heute tragen Hersteller umfangreiche Finanzierungsverpflichtungen (u. a. Zentrale 
Stelle, Register, Systeme). Der Entwurf verschärft diese Lasten erheblich und schafft zudem 
eine neue Organisation für Reduzierungs- und Präventionsmaßnahmen, deren Zweck, 
Zielsetzung und Nutzen völlig unklar bleiben. Diese nicht begründbare Ausweitung des 
Behördenapparats widerspricht jeder wirtschaftlichen Verhältnismäßigkeit. Für KMU drohen 
existenzgefährdende Mehrkosten. 
 
textil+mode fordert daher eine strikte 1:1-Umsetzung des EU-Rechts, den Abbau 
bestehender Überregulierung sowie die Vermeidung des Aufbaus neuer bürokratischer 
Parallelstrukturen. 
 
 
Nationale Sonderwege statt europäischer Harmonisierung 
 
Die EU-Verpackungsverordnung verfolgt das Ziel eines vollständig harmonisierten 
Binnenmarktes. Der deutsche Entwurf geht jedoch erneut nationale Sonderwege und 
erweitert die Pflichten u. a. durch: 
 

• zusätzliche nationale Registrierungs- und Offenlegungspflichten 

• erweiterte Zulassungsanforderungen für Hersteller und Organisationen 

• umfangreiche Prüf- und Dokumentationsvorgaben 

• neue Verbote und Beschränkungen 

• erhebliche zusätzliche Sicherheitsleistungen 

• stark ausgeweitete Aufgaben und Befugnisse der Zentralen Stelle 
 
Diese Elemente behindern die Bereitstellung konformer Verpackungen entgegen Art. 4 der 
EU-Verpackungsverordnung und erhöhen die Rechtsunsicherheit, insbesondere im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr. 
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Intransparente Kostenstrukturen und fehlende Kontrolle 
 
Besonders kritisch ist die vollständige Intransparenz der Kostenverteilung. Weder der 
Entwurf noch seine Anlagen legen offen: 
 

• wie die Kosten der Zentralen Stelle, Systeme oder neuer Organisationen berechnet 
werden, 

• welche Kostenbestandteile in Umlagen einfließen, 

• nach welchen Kriterien die Verteilung erfolgt, 

• wie Hersteller Einblick in die Kalkulation erhalten. 
 
Die Finanzierung der Zentralen Stelle erfolgt über nichtöffentliche 
Finanzierungsvereinbarungen, deren Inhalte nicht standardisiert und nicht einsehbar sind. 
Für Unternehmen besteht damit keine Möglichkeit, die Angemessenheit oder 
Wirtschaftlichkeit der von ihnen zu finanzierenden Strukturen zu prüfen. Dies widerspricht 
grundlegenden Transparenz- und Gleichbehandlungsprinzipien. 
 
 
Komplexe Parallelstrukturen und hohe Rechtsunsicherheit 
 
Für die Umsetzung ist es entscheidend, Klarheit darüber zu erhalten, wie Unternehmen die 
Anforderungen der PPWR ab dem Sommer 2026 konkret umzusetzen haben und wie sie sich 
darauf vorbereiten können. Derzeit fehlen ein klarer, strukturierter Prozess, eine eindeutige 
Auslegung und rechtssichere Definitionen, an dem sich Unternehmen orientieren können. 
Neben verbindlichen Zeitplänen fehlt es an klaren Vorgaben sowie Übergangsfristen. 
 
Insbesondere fehlen präzise Hinweise dazu, welche Unternehmen welche Maßnahmen bis 
wann umzusetzen haben. Sowohl die Zentrale Stelle als auch die Systeme der erweiterten 
Herstellerverantwortung müssen hier deutlich stärker in die Verantwortung genommen werden 
– insbesondere hinsichtlich der Aufbereitung von Informationen, der Kommunikation und der 
einheitlichen Auslegung von Anforderungen. 
 
Gleichzeitig schafft der aktuelle Entwurf ein schwer handhabbares Geflecht aus Systemen, 
sonstigen Organisationen, Branchenlösungen, Zulassungsbehörden sowie einer 
übergeordneten Zentralen Stelle. Die Vielzahl heterogener Vorgaben erhöht das Risiko 
unbeabsichtigter Rechtsverstöße und führt zu erheblicher Rechtsunsicherheit. Das rund 140-
seitige Regelwerk ist in seiner derzeitigen Form weder für KMU noch für große Unternehmen 
praxistauglich. 
 
 
Eklatante Ungleichbehandlung gegenüber Herstellern aus Drittstaaten 
 
Ein zentrales Vollzugsproblem bleibt völlig ungelöst und wird durch den Entwurf sogar 
verschärft: Hersteller aus Drittstaaten, die einen erheblichen Anteil des Verpackungsmülls 
verursachen (allein täglich 370 000 E-Commerce-Sendungen im internationalen Postzentrum 
Frankfurt), können weiterhin faktisch nicht sanktioniert werden, da sie nur einen 
eingeschränkt verpflichtbaren Bevollmächtigten benennen müssen. 
 
Konsequenz: 
 
Während EU-Unternehmen vollumfänglich Bußgeldern, Marktverboten und Haftungsrisiken 
ausgesetzt sind, bleiben Drittstaatenhersteller weitgehend unbelangt, was einen massiven 
Wettbewerbsnachteil darstellt. 
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textil+mode hält dies für nicht hinnehmbar und schlägt daher eine rechtssichere, 
vollstreckbare Neuregelung vor. 
 
Zur Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen und Sicherstellung der Vollstreckbarkeit von 
Sanktionen sollte ein neuer § X für Wirtschaftsakteure aus Drittstaaten im VerpackDG 
eingeführt werden. Die Kernpunkte: 
 

• verpflichtende Bestellung eines in Deutschland ansässigen Generalbevollmächtigten 

• gesamtschuldnerische Haftung des Bevollmächtigten für alle Pflichten 

• Nachweis finanzieller Leistungsfähigkeit 

• selbstschuldnerische, unbefristete Bankbürgschaft bzw. Sicherheitsleistung 

• verpflichtende Haftpflichtversicherung 

• unmittelbare Vollstreckbarkeit von Bescheiden gegenüber dem Bevollmächtigten 

• kein Inverkehrbringen ohne wirksamen, genehmigten Bevollmächtigten 

• keine Schlupflöcher für Bestandslieferanten oder Bevollmächtigte außerhalb der EU 
 
Vorteile dieser Regelung: 
 

• Sanktionen sind gegenüber Herstellern ohne EU-Sitz endlich vollstreckbar. 

• Die finanzielle Absicherung aller Ansprüche ist gewährleistet. 

• Wettbewerbsverzerrungen zwischen EU-Unternehmen und Drittstaaten werden 
reduziert. 

• Die Regelung stärkt den Vollzug des Verpackungsrechts – mit Vorbildfunktion auch 
für andere Bereiche (z. B. GSPR). 

 
 
Schlussfolgerung und Forderungen 
 
Der Referentenentwurf führt zu einer massiven Ausweitung der Bürokratie, erheblichen 
zusätzlichen Kosten, nationalen Sonderwegen entgegen den Zielen der EU-
Harmonisierungsbestrebungen, gravierender Rechtsunsicherheit, unzureichendem Vollzug 
gegenüber Herstellern aus Drittstaaten sowie fehlender Transparenz bei Kosten und 
Umlagen. In dieser Form gefährdet er sowohl die Funktionsfähigkeit des Binnenmarktes als 
auch fairen Wettbewerb. textil+mode fordert daher eine tiefgreifende Überarbeitung: Das 
Verpackungsrecht muss strikt der EU-Verpackungsverordnung entsprechen, ohne nationale 
Zusatzbelastungen und gleichzeitig vollständige Transparenz über alle Kosten- und 
Umlagestrukturen sicherstellen. Bürokratische Pflichten, insbesondere für KMU, sind deutlich 
zu reduzieren, nationale Sonderwege sind zu vermeiden und die Rolle der Zentralen Stelle 
muss hinsichtlich Finanzierung, Befugnissen und Kontrolle überprüft werden. Weiterhin ist 
eine rechts- und vollzugssichere Bevollmächtigung für Drittstaatenhersteller erforderlich, um 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle Marktteilnehmer zu gewährleisten. Nur auf dieser 
Grundlage kann ein effizientes, transparentes und europarechtskonformes 
Verpackungsrecht geschaffen werden. 
 
 
Der Gesamtverband textil+mode ist der Spitzenverband der deutschen Textil- und Bekleidungs-, Schuh- 
und Lederwarenindustrie (Modeindustrie). Mit 1 400 Unternehmen, vorwiegend KMUs, und rund 
124 000 Beschäftigten ist die Textil- und Modeindustrie Deutschlands zweitgrößte Konsum-
güterindustrie nach der Lebensmittelindustrie. Deutsche Textil- und Modehersteller erwirtschaften einen 
Jahresumsatz von rund 34 Milliarden Euro. Deutsche Textilhersteller sind wichtige Zulieferer für 
Branchen wie Automotive oder Medizinprodukte; deutsche Modehersteller sind globale Trendsetzer. 
Insgesamt steht die deutsche Textil- und Modeindustrie für Innovation, Qualität und Nachhaltigkeit.  
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http://www.textil-mode.de/
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